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1. Definitionen

(1) Fur diese Allgemeinen Vertragsbedingungen
und den Teilnahmevertrag gelten die jeweils gelten-
den gesetzlichen Begriffsbestimmungen sowie:

a.

Anlagen: Gelder oder Finanzinstrumente, die ein
Anleger in Zusammenhang mit erbrachten oder
vertraglich vereinbarten, von der FMA ihrer Zu-
lassungskategorie nach bewilligungspflichtigen
Wertpapierdienstleistungen des ST anvertraut
hat und bezliglich welcher gegen den ST ein kon-
kursrechtliches Ab- oder Aussonderungsrecht
auf Basis eines Wertpapierdepotvertrages be-
steht oder bestehen wiirde, ware der Vertrag
ordnungsgemass abgewickelt worden.

Anleger: Personen, die Forderungen aus Anla-
gen gegen den ST haben, vorbehaltlich Art. 39
Abs. 4 EAG.

AVBs: Diese Allgemeinen Vertragsbedingungen.

EAG: Gesetz vom 27. Februar 2019 tber die Ein-
lagensicherung und Anlegerentschadigung bei
Banken und Wertpapierfirmen (Einlagensiche-
rungs- und Anlegerentschadigungsgesetz).

EAS-System: Das Einlagensicherungs- und Anle-
gerentschadigungssystem, das durch diese All-
gemeinen Vertragsbedingungen, den Teilnah-
mevertrag und die internen Regelungen der Ein-
lagensicherungs- und Anlegerentschadigungs-
Stiftung SV besteht.

EAS-S: Das Segment der Einlagensicherungs- und
Anlegerentschadigungs-Stiftung SV, flir welches
der Teilnahmevertrag abgeschlossen wird bzw.
die Stiftung, die im Rahmen des betreffenden
Segments handelt.

Einlagen: Guthaben des Einlegers beim ST im
Sinne von Art. 2 Abs. 1 Ziff. 7 EAG.

Einleger: der Inhaber oder, im Fall eines Gemein-
schaftskontos, jeder Inhaber einer Einlage, dem
eine Forderung gegen den ST zusteht, vorbehalt-
lich Art. 11 Abs. 3 EAG.

EWR: Der durch das Abkommen vom 2. Mai
1992 liber den Europadischen Wirtschaftsraum in
der jeweils geltenden Fassung gebildete Europa-
ische Wirtschaftsraum.

Finanzinstrumente: Die in Anhang 1 Abschnitt C
Wertpapierdienstleistungsgesetz (WPDG) auf-
gefuhrten Instrumente.

FMA: Die liechtensteinische Finanzmarkaufsicht
gemass Finanzmarktaufsichtsgesetz (FMAG).
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Gedeckte Einlagen: Eine erstattungsfahige Ein-
lage, fir die i.S.d. Art. 2 Abs. 1 Ziff. 13 EAG De-
ckung durch das EAS-S besteht, bis zur maxima-
len Deckungssumme pro Einleger.

Gedeckte Anlegerforderung: Eine erstattungsfa-
hige Forderung eines Anlegers, fir die gemass
Art. 2 Abs. 1 Ziff. 12 EAG Deckung durch das EAS-
S besteht, bis zur maximalen Deckungssumme
pro Anleger.

Maximale Deckungssumme pro Einleger:
CHF 100'000.00 oder Gegenwert in einer ande-
ren Wahrung. In Ausnahmefallen kann gemass
Art. 9 EAG eine erweiterte Deckung bis maximal
CHF 750'000.00 pro Einleger beantragt werden.

Maximale Deckungssumme pro Anleger:
CHF 30'000.00 oder Gegenwert in einer anderen
Wahrung.

Erstattungs- bzw. Entschadigungsanspruch: An-
spruch des Einlegers bzw. Anlegers auf die ge-
setzliche Deckungssumme im Sicherungs- bzw.
Entschadigungsfall, sofern die Einlage bzw. An-
lage nach Art. 8, Art. 9 bzw. Art. 38 EAG erstat-
tungsfahig ist.

ST: Der Segmentteilnehmer. Gemass Art. 13 der
EAS-Statuten sind dies Banken nach Art. 4 Abs. 1
BankG sowie inlandische Zweigstellen von EWR-
Kreditinstituten.

Segmentreglement: Reglement der EAS lber die
Rechte und Pflichten der ST im entsprechenden
EAS-S.

Sicherungsfall: liegt vor, wenn der ST aus einem
derin Art. 7 Abs. 1 EAG genannten Griinde nicht
in der Lage ist, Einlagen zuriickzuzahlen, die ge-
mass den geltenden gesetzlichen und vertragli-
chen Bedingungen fallig und zahlbar sind.

Entschadigungsfall: liegt vor, wenn der ST aus ei-
nem der in Art. 36 Abs. 1 genannten Griinde
nicht nur vortbergehend nicht in der Lage ist,
seinen Verpflichtungen aus den Forderungen
der Anleger nachzukommen.

(2) Soweit eine in diesen AVB vorgenommene Be-
griffsbestimmung Uber eine zuldssige Konkretisie-
rung der gesetzlichen Definition hinausgeht oder
von dieser abweicht, geht die gesetzlichen Be-
griffsdetermination vor.
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2. Parteien

2.1 Segment als Vertragspartner (EAS-S)

(1) Die Einlagensicherungs- und Anlegerentschadi-
gungs-Stiftung SV (EAS) ist eine segmentierte Ver-
bandsperson im Sinne der Art. 243 ff. PGR. Die Seg-
mente sind:

"Banken" fur Banken nach dem BankG

o

b. "Wertpapierfirmen" fir Wertpapierfirmen nach
dem WPFG

c. "Vermogensverwalter" fiir Vermogensverwal-
tungsgesellschaften nach dem VVG

d. "Verwaltungsgesellschaften/AIFMs" fur Verwal-
tungsgesellschaften nach dem UCITSG und Ma-
nager flir alternative Investmentfonds nach dem
AIFMG, sofern diese (iber eine Bewilligung zur
individuellen Portfolioverwaltung verfiigen.

(2) Der Teilnahmevertrag wird immer und aus-
nahmslos durch das EAS-S beschrankt auf und im
Rahmen allein jenes Segmentes nach Abs. (1) ge-
schlossen, hinsichtlich welchem der Segmentteil-
nehmer von der FMA lizenziert ist. Unter keinen Um-
standen ist der Teilnahmevertrag so auszulegen,
dass er im Namen des Kerns oder mehrerer Seg-
mente geschlossen wurde oder diese ganz oder teil-
weise dafir haften. Auf Art. 6 der Statuten wird ver-
wiesen.

(3) Diese AVBs gelten ausschliesslich fiir das Seg-
ment "Banken", also STs, die tGber eine Bankbewilli-
gung der FMA nach Art. 24 ff. BankG verfligen bzw.
diese beantragt haben.

(4) Zur Erfullung des gesetzlichen Auftrags sowie fur
regulatorische und administrative Zwecke kann das
EAS-S Dritte beiziehen. Die Beauftragung Dritter
flhrt nicht zur Stellung des Dritten als Vertragspar-
tei. Das EAS-S bleibt auch bei Beizug Dritter gegen-
Uber dem ST ausschliesslich fir die Erfullung dieses
Teilnahmevertrages sowie den Schutz der an Dritte
Ubertragenen Informationen und Daten verantwort-
lich. Gesetzliche Haftungsanspriiche des ST gegen-
Uber dem Dritten bleiben hiervon unberihrt.

(5) Integraler Bestandteil des Teilnamevertrages
und dieser AVB sind das jeweils gliltige Segmentreg-
lement sowie die Statuten der EAS.

2.2 Segmentteilnehmer (ST)

(1) Der Segmentteilnehmer ("ST") ist das Unterneh-
men, das den Teilnahmevertrag abgeschlossen hat.
Fiir Zweigstellen gelten die Art. 28 und 29 EAG bzw.
Art. 44 und 45 EAG. Der Teilnahmevertrag schliesst
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mithin alle Zweigstellen des ST in anderen EWR-Mit-
gliedsstaaten ein. Zweigstellen ausserhalb des EWR
und die von diesen entgegengenommenen Einlagen
bzw. Finanzinstrumente, aus welchen sich Anleger-
forderungen ableiten, sind nicht Vertragsgegen-
stand, sodass diesbeziiglich auch keine Deckung aus
dem EAS-System besteht. Im Bereich der Anlegeent-
schadigung koénnen sich inlandische Zweigstellen
von EWR-Kreditinstituten zur Erganzung der De-
ckung im Herkunftsmitgliedstaat freiwillig der EAS
anschliessen.

(2) Einleger bzw. und Anleger konnen sich nicht auf
Statuten, das Segmentreglement oder diese AVBs
berufen und hieraus Rechtsanspriiche gegentber
dem EAS-S ableiten. Einleger bzw. Anleger kénnen
insbesondere vom EAS-S nicht die Einhebung be-
stimmter Beitrage, Sonderbeitrage und Gebihren
verlangen.

(3) Die Anspriiche der Einleger bzw. Anleger gegen
das EAS-S richten sich nach den gesetzlichen Bestim-
mungen. Die Prifung derselben erfolgt durch das
EAS-S nach der Business Judgement Rule, ohne dass
der Einleger oder Anleger einen Anspruch darauf
hat, dass das Ergebnis bei anderen Einlegern oder
anderen Anlegern korrekt ist, die Prifung in einer
bestimmten Weise vorgenommen oder ihm dartber
Auskunft erteilt oder Rechnung gelegt wird. Dieser
Vertrag begriindet daher keine Treue- oder Schutz-
pflichten zugunsten eines Einlegers bzw. Anlegers in
Bezug auf die Prifung und Auszahlung von Anspri-
chen.

3. Vertragsdauer

3.1 Beginn

Die Rechte und Pflichten aus dem Teilnahmevertrag
beginnen mit Vertragsabschluss (Vertragsdatum),
spatestens jedoch mit Erteilung der Bewilligung bzw.
Zulassung der FMA bzw. Eintrag in das Handelsregis-
ter. Der Beginn oder das aufrechte Vertragsverhalt-
nis wird dem ST vom EAS-S auf Wunsch (deklarativ)
schriftlich bestatigt.

3.2 Kindigung

(1) Der ST kann den Teilnahmevertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kiindigen, wenn das EAS-System von
der FMA nicht (mehr) als ein ausreichendes System
im Sinne von Art. 4 Abs. 1 bzw. Art. 34 Abs. 1 EAG
anerkannt wird.

(2) Beide Parteien kénnen den Vertrag mit einer
Frist von 12 Monaten mittels eingeschriebenen Brie-
fes ordentlich kiindigen, wobei das EAS-S die Zustim-
mung der FMA einholt. Keine Zustimmung ist erfor-
derlich, wenn der ST die Geblihren trotz Mahnung
nicht bezahlt.
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(3) Kommt der ST seinen Verpflichtungen in schwer-
wiegender Weise und trotz wiederholter Aufforde-
rung des EAS-S nicht nach (grobe Vertragsverlet-
zung), kann das EAS-S den ST mit Zustimmung der
FMA mit einer Frist von mindestens einem Monat
ausserordentlich kiindigen. Kommt der ST bis Ablauf
dieser Ausschlussfrist seinen Verpflichtungen nicht
nach, hat das EAS-S den Ausschluss zu vollziehen.

3.3 Ende

(1) Wurde der Teilnahmevertrag gekiindigt, endet
der Vertrag nach Ablauf der Kiindigungsfrist und Zu-
stellung der schriftlichen Ausschlussmitteilung durch
das EAS-S an den ST, wobei das EAS-S wiederum vor-
gangig die Zustimmung der FMA einholt.

(2) Die gesetzlich vorgesehene Deckung bleibt wei-
terhin aufrecht, bis

a. der ST einem neuen, von der FMA anerkannten
Einlagensicherungs- und Anlegerentschadi-
gungssystem iSd EAG angehort oder

b. der ST alle offenen Bankgeschafte beendet oder
aufgegeben, also alle Einlagen oder Anlegerfor-
derungen vollstandig abgebaut hat.

(3) Fusioniert ein ST mit einem anderen ST, sind
beide nur mehr als eine Einheit zu betrachten und
nur mehr als solche gebiihrenpflichtig. Als Stichtag
gilt der Handelsregistereintrag.

(4) Erlischt die Bewilligung bzw. Zulassung des ST
oder wird diese entzogen, bleibt der Teilnahmever-
trag und damit die gesetzlich vorgesehene Deckung
fiir die bis zu diesem Zeitpunkt entgegengenomme-
nen Einlagen bzw. gehaltenen Anlagen nach Mass-
gabe der Art. 32 Abs. 1 Bst. a BankG bzw. Art. 6 Abs.
5 Bst. a und b EAG sowie Art. 35 Abs. 5 EAG bis zur
Beendigung samtlicher Bank- bzw. Wertpapierge-
schafte weiterhin aufrecht. Der ST hat weiterhin al-
len seinen Verpflichtungen nach dem EAG sowie aus
dem Teilnahmevertrag und diesen AVBs nachzu-
kommen.

(4) Endet der Teilnahmevertrag, sind nur jene bis zu
diesem Zeitpunkt beim ST getatigten Einlagen und
Forderungen aus Wertpapierdienstleistungen durch
das EAS-S fiir eine Erstattung bzw. Entschadigung
berechtigt.

3.4 Mitteilung an FMA

(1) Kommt der ST seinen Verpflichtungen gegen-
liber dem EAS-S nicht nach, hat das EAS-S diesen un-
ter Beachtung von Artikel 6 Bst. d des Segmentreg-
lements in geeigneter Weise zur Einhaltung der ge-
setzlichen und vertraglichen Verpflichtungen aufzu-
fordern. Kommt der ST seinen Verpflichtungen
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wiederholt nicht nach, hat das EAS-S unverziiglich
die FMA zu informieren und um Abhilfe zu ersuchen
(Art. 33 Abs. 1 bzw. Art. 50 Abs. 1 EAG).

(2) Das EAS-S informiert die FMA Uber eine erfolgte
Kindigung und das Ende des Teilnahmevertrages.

4. Gebiihren und Beitrage

4.1 Allgemein

(1) Der ST ist zur Zahlung folgender Gebiihren und
Beitrage verpflichtet:

a. einmalige Eintrittsgeblhr (Punkt 4.2)
b. jahrliche Verwaltungsgebihr (Punkt 4.3)

c. Beitrage (ex ante)in das EAS-S bis Erreichung der
Zielausstattung (Punkt 4.4)

d. Sonderbeitrage (ex-post) in das EAS-S (Punkt
4.4.) bei Eintritt eines Sicherungs- bzw. Entscha-
digungsfalls

(2) Die Eintrittsgebiihr, die Verwaltungsgebiihr, die
Beitrage und Sonderbeitrage sowie deren Sicherstel-
lung sind im Segmentreglement geregelt, soweit
keine separate Regelung in diesen AVBs getroffen
wurde. Die Regelung ist rein vertragsrechtlicher Na-
tur, sodass Einwande auf Basis des Reglements oder
der Statuten der EAS als vertragliche, nicht als stif-
tungs- oder gesellschaftsrechtliche Regelung zwi-
schen den Parteien zu verstehen sind. Widerspre-
chen sich diese AVBs und die Regelungen des Regle-
ments des EAS-S oder der Statuten der EAS, gehen
die AVBs vor.

(3) Die Pflicht zur Leistung von Gebihren, Beitra-
gen, Sonderbeitragen und entsprechenden Meldun-
gen endet erst mit Vertragsende (Punkt 3.3). Davon
abweichend sind in einem Konkurs des ST keine Bei-
trage bzw. Sonderbeitrage geschuldet.

4.2 Eintrittsgebihr

Der ST schuldet bei Vertragsabschluss die Eintritts-
gebilihr gemass jeweils zum Vertragsabschluss giilti-
gem Segmentreglement samt Geblihrenbeiblatt.

4.3 Verwaltungsgebihr

(1) Die Verwaltungsgebihr ist pro angefangenes Ka-
lenderjahr in voller Hohe geschuldet. Es findet fir
Teile eines Kalenderjahres keine Verrechnung pro
rata temporis statt.

(2) Der ST schuldet die jahrliche Verwaltungsgebiihr
gemadss dem jeweils zum Beginn des Kalenderjahres
glltigem Segmentreglement samt
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Gebihrenbeiblatt.

4.4 Beitrdage und Sonderbeitriage

(1) Der ST schuldet nach Massgabe des Art. 18 EAG
und Art. 9 Segmentreglement jahrlich Beitrage (ex
ante) im Umfang von mindestens CHF 5'000.00 bis
Erreichung oder Wiedererreichung der vom EAS-S
festgelegten Zielausstattung.

(2) Beitrdage kdnnen nach Massgabe des Art. 9 Bst. e
Segmentreglement optional bis zu einer bestimmten
Hohe mit Begriindung von unwiderruflichen Zah-
lungsverpflichtungen beglichen werden. Die daraus
resultierenden Rechte und Pflichten werden mit se-
paratem Vertrag zwischen EAS-S und ST bestimmt.

(3) Bei Erreichung der geplanten Zielausstattung
kann das EAS-S die Einhebung von Beitragen ausset-
zen.

(4) Reichen bei Eintritt eines Sicherungs- bzw. Ent-
schadigungsfalles die bereits vereinnahmten Bei-
trage nicht aus, um Anspriiche von Einlegern bzw.
Anlegern sowie die administrativen Kosten aus der
Durchfiihrung des Entschadigungsverfahrens (Ent-
schadigungskosten) decken oder Verpflichtungen
aus Kreditoperationen bedienen zu kdnnen, schul-
det der ST dem EAS-S Sonderbeitrage nach Mass-
gabe der Art. 19 Abs. 1 und 2 sowie Art. 19 Abs. 3
EAG und Art. 9 und 10 des Segmentreglements (ex
post). Das EAS-S kann einen Sonderbeitrag auch in
Form einer Kreditoperation nach Art. 23 EAG sowie
in Teilbetragen einheben.

(5) Die zu leistenden Beitrdge und Sonderbeitrage
sowie die Hohe begriindbarer Zahlungsverpflichtun-
gen werden durch den Stiftungsrat bzw. die von ihm
beauftragte Geschaftsstelle gemdass den gesetzli-
chen Bestimmungen sowie dem giiltigen Segment-
reglement festgesetzt. Das EAS-S legt dem ST die von
der FMA bewilligte Beitragsberechnungsmethode
offen.

4.5 Beitragsermittlung & Meldepflichten

(1) Grundlage fur die rechtsverbindliche Festset-
zung der Zielausstattung des EAS-S, der individuellen
Beitrdage, Sonderbeitrdage, Sicherungsbetrdage und
Gebuhren bilden die vom ST an das EAS-S mitgeteil-
ten Informationen.

(2) Der ST ist verpflichtet, dem EAS-S vorzugsweise
elektronisch nach Massgabe von Anhang C des Seg-
mentreglements die dort in Ziff. 4 Bst. a genannten
Informationen in der festgelegten Periodizitat und
Einreichungsfristen mittels vorgegebenem Melde-
formular zu melden.
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(3) Fur die Ermittlung der erstattungsfahigen und
gedeckten Einlagen bzw. Anlegerforderungen der
einzelnen Einleger bzw. Anleger durch den ST bzw.
durch das EAS-S gelten neben den gesetzlichen Best-
immungen die Bestimmungen nach Art. 16 der Sta-
tuten sowie Art. 6 und Anhang C Ziff. 1 bis 3 und D
des Segmentreglements.

(4) Der ST ist zudem zu einer a.o. Jahresmeldung
nach Anhang C Ziff. 4 Bst. c des Segmentreglements
verpflichtet. Hinsichtlich der Prif- und Mitwirkungs-
pflichten wird auf Anhang C Ziff. 4 Bst. d bis f des
Segmentreglements verwiesen.

(5) Bei Meldungsverzug hat das EAS-S den sdumigen
ST zu mahnen und bei erneutem fruchtlosem Ablauf
der Nachfrist gegeniiber der FMA unverziglich anzu-
zeigen (Art. 27 Bst. e EAG).

4.6 Sicherungsbetrag

(1) Der ST hat unter Berlicksichtigung von Art. 9 Bst.
h des Segmentreglements dem EAS-S vierteljahrlich
schriftlich zu bestatigen, dass er iber genligend freie
oder zumindest kurzfristig beschaffbare fliissige Mit-
tel verfligt, um jederzeit Sonderbeitrdage in ausrei-
chender Hohe leisten zu konnen, welcher der ST
dem EAS-S schuldet, wenn bei einem nicht-system-
relevanten ST, auf welchen die grosste Sicherungs-
summe entfallt, der Sicherungsfall eintritt. Jener
nicht-systemrelevante ST, auf welchen die grosste
Sicherungssumme entfillt, stellt seine Bestatigung
auf den nicht-systemrelevanten ST ab, auf welchen
die zweitgrosste Sicherungssumme entfallt.

(2) Ermittlung, Festsetzung und Mitteilung des Si-
cherungsbetrages erfolgen nach Anhang B des Seg-
mentreglements.

(3) Das EAS-S teilt dem beitragspflichtigen ST den Si-
cherungsbetrag in Form einer Matrix schriftlich mit.
Der darin bezifferte Sicherungsbetrag gilt als vom
beitragspflichtigen ST anerkannt, wenn nicht binnen
14 Tagen ab Erhalt begriindete Einwande gegen die
Richtigkeit mittels eingeschriebenen Briefs beim
EAS-S zu Handen der EAS-Geschaftsstelle einlangen.

(4) Alifallige Einwande hemmen bis zu deren Erledi-
gung die vorlaufige Gultigkeit der Sicherungsbetrage
gemass der Ubersandten Matrix nicht.

4.7 Félligkeit und Verzug

(1) Die Eintrittsgeblhr wird bei Vertragsunterzeich-
nung in Rechnung gestellt und ist binnen 30 Tagen
ab Vertragsbeginn (Punkt 3.1) fallig.

(2) Die Verwaltungsgebiihren werden jahrlich in
Rechnung gestellt und sind innerhalb von 30 Tagen
nach Rechnungstellung zur Zahlung fallig.
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(3) Die Beitrdage werden jahrlich vom EAS-S in Rech-
nung gestellt und sind innerhalb von 60 Tagen nach
Rechnungstellung zur Zahlung fallig.

(4) Sonderbeitrdge sind nach Eintritt des Siche-
rungs- bzw. Entschadigungsfalls unverziiglich nach
der ersten schriftlichen Aufforderung des EAS-S zur
Zahlung fallig.

(5) Wenn nicht binnen 14 Tagen ab Erhalt der Rech-
nung begriindete Einwdnde gegen die Richtigkeit
beim EAS-S einlangen, gelten die darin in Rechnung
gestellten Betrdge als vom ST anerkannt.

(6) Bei Zahlungsverzug hat das EAS-S den sdumigen
ST zu mahnen und bei erneutem fruchtlosem Ablauf
der Nachfrist gegentiber der FMA unverziglich anzu-
zeigen (Art. 27 Bst. b EAG).

(7) Bei Verzug kann das EAS-S Verzugszinsen ge-
mass Art. 336b ADHGB verrechnen. Verzug mit der
Meldung gemass Punkt 4.5 nach Erinnerung gilt als
Verzug mit der spateren Zahlung und wird fir die
Zwecke des Zinslaufs zusammengerechnet.

4.8 Verwendung der Gebiihren und Beitrige

(1) Die Geblhrenverwendung richtet sich nach den
EAS-Statuten und dem Segmentreglement. Generell
fliessen Eintritts- und Verwaltungsgebiihren an das
Kernvermogen zur Deckung von operativen Kosten
der EAS.

(2) Beitrdge und Sonderbeitrage dienen der Finan-
zierung des Segmentvermogens bzw. Zahlung von Si-
cherungs- bzw. Entschadigungsfallen sowie der De-
ckung der Entschadigungskosten im Rahmen des be-
troffenen EAS-S. Die Details regelt das jeweils gliltige
Segmentreglement.

4.9 Gebihren und Beitrdge bei Kiindigung

(1) Auch im Fall einer Kiindigung sind die Gebiihren,
Beitrage und Sonderbeitrage, wie auch die dazu er-
forderlichen Meldungen, solange beizubringen, bis
der Vertrag nach Ziff. 3.3. dieser AVBs endet.

(2) Bereits bezahlte Geblihren werden bei Ende der
Gebuhrenpflicht nicht zurlickerstattet.

5. Deckungsumfang sowie Ermittlung der erstat-
tungsfahigen und gedeckten Einlagen und An-
legerforderungen durch den ST

5.1 Deckungsumfang

(1) Der ST hat gegeniiber dem EAS-S einen An-
spruch auf Gewahrung des gesetzlichen Deckungs-
schutzes gegeniiber seinen Kunden, mithin Erstat-
tung der gedeckten Einlagen bzw. Entschadigung der
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gedeckten Anlegerforderungen bis zur maximalen
Deckungssumme pro Kunde, wenn nach den gesetz-
lichen Bestimmungen der Art. 7 Abs. 1 bzw. Art. 36
Abs. 1 EAG beim ST ein Sicherungs- bzw. Entschadi-
gungsfall eintritt. Das EAS-S kann unter Berlicksichti-
gung von Art. 9 EAG im Rahmen der Einlagensiche-
rung sowie unter Anrechnung der ordentlichen De-
ckungssumme eine erweiterte Deckung bis maximal
CHF 750'000.00 pro Einleger gewahren (zeitlich be-
grenzt erhoht gedeckte Einlagen).

(2) Deckung durch das EAS-S wird gewahrt fiir jene
Einlagen bzw. Anlagen, welche bis zum Eintritt des
Sicherungs- bzw. Entschadigungsfalls bzw. Eintritt
der Rechtswirkungen des Konkurses durch den ST
entgegengenommen wurden. Einlagezinsen, die bis
zum Tag des Eintritts des Sicherungs- bzw. Entscha-
digungsfalls aufgelaufen, zu diesem Tag aber noch
nicht gutgeschrieben sind, werden bei der Berech-
nung der Hohe der gedeckten Einlagen bzw. Anle-
gerforderungen berticksichtigt.

(3) Dem Einleger bzw. Anleger steht gegeniber
dem EAS-S ein gesetzlicher Anspruch gemass Art. 12
EAG (fur zeitlich begrenzt erhoht gedeckte Einlagen
Art. 9 EAG) bzw. Art. 40 EAG zu. Der Anspruch gegen-
lber dem EAS-S ist subsididr zu Anspriichen gegen-
Uber anderen Einlagensicherungs- und Anlegerent-
schadigungssystemen im In- und Ausland.

5.2 Berechnung

(1) Als erstattungsfahig gilt das Erfiillungsinteresse
des Einlegers bzw. Anlegers, niemals der entgangene
Gewinn. Zur Berechnung werden samtliche gedeck-
ten Forderungen des Einlegers bzw. Anlegers gegen
den ST zusammengerechnet, unabhangig von der
Zahl der Konten und Depots, von Wahrungen, dem
Ort oder der Art der Leistungserbringung.

(2) Die Ermittlung der erstattungsfahigen und ge-
deckten Einlagen und Anlegerforderungen erfolgt
nach den gesetzlichen sowie den in Anhang C des
Segmentreglements niedergelegten Grundsatzen.
Berechnungen zur Saldoermittlung (u. a. Fremdwaéh-
rungsumrechnung, Zinslauf etc.) sind stichtagsbezo-
gen durchzufihren. Einlagen und Anlagen bei un-
selbstandigen Zweigstellen in einem anderen EWR-
Mitgliedsstaat sind in die Berechnung einzubeziehen
(Art. 10 Abs. 4, Art. 39 Abs. 1 EAG).

(3) Zur Berechnung der Héhe der Einlagen und An-
legerforderung ist nach 11 Abs. 5 bzw. Art. 39 Abs. 6
EAG eine wirtschaftliche Nettobetrachtung aus der
Sicht des Einlegers bzw. Anlegers anzustellen, die
alle Zahlungen oder allfallige Ersatzleistungen, aus
welcher Quelle auch immer, bericksichtigt (bspw.
Versicherungen, Schadenersatzleistungen Dritter fiir
dieselbe Einlage bzw. Anlegerforderung, etc.) und
kommen die geltenden gesetzlichen und
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vertraglichen Bestimmungen, insbesondere jene fiir
Aufrechnungen und Gegenforderungen, zur Anwen-
dung, nach denen der Wert der Einlagen bzw. Anla-
gen zu ermitteln ist (Nettoposition), sofern diese vor
oder spatestens zum Zeitpunkt der stichtagsbezoge-
nen Ermittlung (insbesondere Eintritt des Siche-
rungs- bzw. Entschadigungsfalls) fallig wurden oder
werden.

(4) Guthaben bzw. Forderungen im Zusammenhang
mit einer gemeinsamen Einlage bzw. Anlage, Uber
die zwei oder mehr Personen als Mitglieder einer
Personengesellschaft oder von sonstigen Rechtstra-
gern und Personenverbindungen ohne Rechtsper-
sonlichkeit (inkl. Trusts oder vergleichbare Vermo-
gensstrukturen) verfiigen kénnen, sind nach Art. 11
Abs. 2 und Art. 39 Abs. 5 EAG bei der Berechnung des
Deckungsbetrages zusammenzufassen und als Ein-
lage bzw. Anlage eines einzelnen Einlegers bzw. An-
legers zu behandeln.

(5) Der ST hat erstattungsfahige Einlagen entspre-
chend Art. 8 Abs. 2 EAG und nach Massgabe der Spe-
zifikation fiir die Bereitstellung eines Datenbestan-
des gemass Art. 5 Abs. 9 EAG (Single Customer View
Liechtenstein; SCV-LI) und Anhang D des Segment-
reglements so zu kennzeichnen, dass das EAS-S je-
derzeit deren Hohe ermitteln kann.

(6) Fur die korrekte Beurteilung der Erstattungsfa-
higkeit sowie Deckung durch das EAS-S ist grundsatz-
lich der ST verantwortlich. Im Erstattungs- bzw. Ent-
schadigungsverfahren darf sich das EAS-S in der Re-
gel auf die vom ST Uibermittelten Informationen und
Daten abstlitzen. Das EAS-S kann jederzeit Korrektu-
ren der Ubermittelten Einleger- oder Anlegerinfor-
mationen verlangen (insbesondere im Zusammen-
hang mit SCV-Stresstests und Ergebnissen aus Vor-
Ort-Priifungen). Im Sicherungs- bzw. Entschadi-
gungsfall ist das EAS-S in Einzelfdllen bei Vorliegen
von Anzeichen fir eine offensichtlich fehlerhafte Be-
urteilung durch den ST oder glaubhaften Nachwei-
sen durch den Einleger/Anleger, berechtigt, Re-Klas-
sifikationen der Einleger/Anleger bzw. Einlagen/An-
legerforderungen selbst vorzunehmen.

5.3 Feststellung der Forderung gegentiber ST

(1) Der Bestand und die Hohe der Forderung des
Einlegers oder Anlegers gegen den ST ergeben sich
aus den per Stichtag in der Bilanz gefiihrten Kunden-
verbindlichkeiten und den gemass der Spezifikation
fiir die Bereitstellung eines Datenbestandes gemass
Art. 5 Abs. 9 EAG (Single Customer View Liechten-
stein; SCV-LI) und Anhang D des Segmentreglements
an das EAS-S Uibermittelten Einlegerdaten bzw. der
Summe aus den Depotwerten, welche fir den Anle-
ger verwaltet werden. Die Frage der Erstattungsfa-
higkeit und Deckung bleiben hiervon unberiihrt.

Seite 7 /12

(2) Im Sicherungsfall miissen Einleger ihre Forde-
rungen nicht geltend machen. Der ST hat die not-
wendigen Informationen zu Kunden und Kontobe-
standen gemass der Spezifikation der SCV-LI und An-
hang D des Segmentreglements stichtagsbezogen
zur Verfligung zu stellen. Einleger miissen Forderun-
gen, welche die Kriterien gemass Art. 9 EAG erflillen,
binnen sechs (6) Monaten nach Eintritt des Siche-
rungsfalls schriftlich unter Nachweis der anspruchs-
begriindenden Tatsachen anmelden, andernfalls er-
lischt ein Erstattungsanspruch, es sei denn, der Ein-
leger war durch ein unvorhergesehenes oder unab-
wendbares Ereignis an der fristgerechten Anmel-
dung gehindert.

(3) Anleger missen ihre Forderungen binnen sechs
(6) Monaten nach Eintritt des Entschadigungsfalls
schriftlich anmelden, andernfalls erlischt ein Ent-
schadigungsanspruch, es sei denn, der Anleger war
durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares
Ereignis an der fristgerechten Anmeldung gehindert.

(4) Das EAS-S kann verlangen, dass fiir die Bereit-
stellung notwendiger Auszahlungsinformationen
bzw. fir die Anmeldung des Entschadigungsanspru-
ches ein von ihm vorgegebenes Formular oder ein
speziell zur Verfligung gestelltes elektronisches Sys-
tem verwendet wird.

(5) Das EAS-S hat Bestand und Hohe der Forderung
des Einlegers bzw. Anlegers einer eigenen Priifung
zu unterziehen. Das EAS-S kann:

a. Bestand und/oder Hohe der Forderung des Ein-
legers bzw. Anlegers gegenliber dem ST auf Ba-
sis der Mitteilung bzw. Antrags akzeptieren und
einen Entschadigungsanspruch damit bei Vorlie-
gen der Ubrigen Voraussetzungen anerkennen,

b. vom ST sowie vom Einleger bzw. Anleger weitere
Nachweise zur Verifikation des Bestandes bzw.
der Hohe des Anspruchs verlangen und danach
erneut die Prifung durchfiihren oder

c. die durch den ST vorgenommene Qualifikation
der Forderung des Einlegers oder Anlegers als
erstattungsfahige Einlage bzw. Anlage anerken-
nen oder ablehnen.

(6) Eine (Teil-) Ablehnung ist dem ST bzw. Einleger
und Anleger ohne unndétigen Verzug mitzuteilen und
kurz zu begriinden. Eine Anerkennung oder Ableh-
nung nach Abs. (5) oben ist kein konstitutives Aner-
kenntnis im Rechtssinn. Es kann vom EAS-S zurick-
gezogen oder gedandert werden, wenn neue Tatsa-
chen oder Beweise bekannt werden.

(7) Vom ST kdnnen die zur Beurteilung des Bestan-
des, der Hohe und der Erstattungsfahigkeit notigen
Auskiinfte, Dokumente und die diesem Vertrag
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entsprechenden Erklarungen sowie die fiir eine Aus-
zahlung notwendigen Informationen gefordert wer-
den.

(8) Liegt eine gerichtliche oder behérdliche Ent-
scheidung vor, die dem Einleger oder Anleger den
Bestand oder die Hohe der Forderung gegeniiber
dem ST ganz oder teilweise abspricht (Zivilurteil, Ad-
hésionsurteil), hat das EAS-S die Entscheidung zu-
grunde zu legen, unabhangig davon, ob es selbst Par-
tei war oder nicht. In Liechtenstein nicht vollstreck-
bare Entscheidungen auslandischer Gerichte,
Schiedsgerichte oder Behdrden kénnen von dem
EAS-S berticksichtigt werden.

5.4 Befriedigung von Riickgriffsanspriichen gegen
ST

(1) Spéatestens mit Eintritt des Sicherungs- und Ent-
schadigungsfalls Uberldasst das EAS-S dem ST eine
vorlaufige Kostenaufstellung der administrativen
Kosten des Sicherungs- bzw. Entschadigungsfalls
(Kostenschéatzung).

(2) Zum Nachvollzug der gesetzlichen Subrogation
des EAS-S in Hohe der von ihm geleisteten Zahlun-
gen an die Einleger bzw. Anleger gegeniiber dem ST
nach Art. 15 bzw. Art. 41 EAG stellt das EAS-S dem ST
periodisch Buchungsinformationen liber die von der
Sicherungseinrichtung geleisteten Zahlungen an Ein-
leger bzw. Anleger zur Verfligung. Dieser hat dem
EAS-S den Erhalt und die Berticksichtigung der Ver-
bindlichkeit jeweils am darauffolgenden Arbeitstag
zu bestatigen.

(3) Der nach Massgabe von Art. 16 Segmentregle-
ment bestehende Riickgriffsanspruch des EAS-S ge-
genliber dem ST in H6he der nachgewiesenen Ent-
schadigungskosten ist vom EAS-S unter Beifligung
aussagekraftiger Dokumente darzulegen und gegen-
liber dem ST geltend zu machen. Sofern ein Konkurs-
verfahren durchgefiihrt wird, gelten die nachgewie-
senen Kosten (unbedingte Forderungen) gegeniber
dem ST als angemeldete Konkursforderung. Die vo-
raussichtlichen Kosten des Entschadigungsverfah-
rens sind als bedingte und unbestimmte Geldforde-
rung zum Schatzwert anzusetzen.

(4) Das EAS-S kann vom ST verlangen, etwaige An-
spriiche aus Versicherungen oder gegentiber haften-
den Dritten im Zusammenhang mit dem Sicherungs-
bzw. Entschadigungsfall sowie erhaltene Leistungen
daraus schriftlich offenzulegen und an das EAS-S ab-
zutreten, soweit die Rickgriffsanspriiche nicht be-
reits aufgrund Legalzession befriedigt sind.
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6. Pflicht zur Zusammenarbeit und Informations-
erhebung

(1) Der ST ist nach Massgabe von Art. 6 Abs. 4i.V.m.
Art. 5 Abs. 9 EAG bzw. Art. 35 Abs. 4 EAG und Art.
4(a) i.V.m. Art. 6 Segmentreglement betreffend die
Pflicht zur Zusammenarbeit und Informationserhe-
bung zur umfassenden Kooperation verpflichtet. Die
Mitwirkungs- und Informationspflicht gilt jederzeit
und unverziglich auf schriftliche Anforderung der
EAS. Auf Artikel 8 Abs. 2 EAG wird verwiesen.

Hierzu hat der ST

a. aufindividuelle Anfrage des EAS-S schriftlich alle
relevanten Informationen und Daten mitzutei-
len und Dokumente zu liberlassen, die es dem
EAS-S ermoglichen, die Aufgaben im Rahmen
der Durchfliihrung von Stresstests und Prifun-
gen wahrnehmen zu kénnen

b. den in Anhang C Ziff. 4 und Anhang D festgeleg-
ten Meldepflichten uneingeschrankt nachzu-
kommen

c. alle notwendigen Vorkehrungen und Vorberei-
tungsmassnahmen zu treffen, welche ihn dazu
befdahigen, bei Eintritt eines Sicherungs- bzw.
Entschadigungsfalls im Sinne von Art. 15 (a) und
(b) der Statuten innerhalb der von der EAS defi-
nierten Frist die Einlegerinformationen nach den
Anforderungen des Art. 6 Segmentreglement
(SCV-File) bzw. die zur Ermittlung der Anlegefor-
derungen notwendigen Informationen an die
EAS zu Gbermitteln; hierzu zahlt auch eine aktu-
elle Durchfiihrung von Priifungen der Kunden im
Hinblick auf die Vorgaben des Sorgfaltspflichtge-
setzes sowie im Bereich internationaler Sanktio-
nen (AML & ISG Checks)

(2) Die Pflicht zur Zusammenarbeit erstreckt sich
auch auf die vom EAS-S bezeichneten Auftragsverar-
beiter.

(3) Der ST hat durch angemessene organisatorische
und technische Massnahmen die Resilienz der fir
die Erstellung der SCV-Datei notwendigen Systeme
und Ressourcen auch in Stresssituationen (z. B. Aus-
fall der Kernapplikation oder von Mitarbeitenden) si-
cherzustellen. Hierzu gehort insbesondere auch eine
Stellvertreterregelung.

(4) Solange nicht samtliche Bankgeschéifte beendet
worden sind, also Kundeneinlagen (Bilanzposition:
Kundenverbindlichkeiten) noch nicht vollstandig zu-
riickgefiihrt werden konnten oder Depotwerte an
die Anleger zurlickgegeben wurden, hat der ST ge-
stltzt auf die gesetzlichen und statutarischen Best-
immungen insbesondere folgenden Anforderungen
weiterhin vollumfanglich nachzukommen:
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a. Aufrechterhaltung der Fahigkeit, jederzeit eine
SCV-Datei nach den EAS-Spezifikationen aufbe-
reiten, verschliisseln und zustellen zu kdnnen

b. Teilnahme an den ordentlichen SCV-Stresstests
der EAS sowie, in Abstimmung mit der EAS, die
Durchfiihrung von Vor-Ort-Priifungen

c. Erfillung der ordentlichen Meldepflichten
d. Beitragspflicht
e. Leisten der Teilnahmegebihren

f.  Unterstitzungspflicht im Sicherungs- und Ent-
schadigungsfall

Befindet sich der ST im Konkurs, ist den Anforderun-
gen nach Ziff. (4) Bst. e und f vollumfanglich nachzu-
kommen.

(5) Das EAS-S ist berechtigt, zur Bewertung der
Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Sicherungs-
bzw. Entschadigungsfalls auf Basis der Mitteilung
der FMA nach Art. 7 Abs. 4 EAG bzw. Art. 36 Abs. 4
EAG zwecks erganzender Sachverhaltsklarung zu-
satzliche Informationen beim ST einzuholen, um ein-
schatzen zu konnen, ob konkrete Vorbereitungs-
massnahmen zu treffen sind. Hierzu zdhlen insbe-
sondere (nicht abschliessend):

a. Aktuelle SCV-Datei aufgestellt nach den aktuel-
len EAS-Spezifikationen und mit pseudonymi-
sierten Informationen per letztem verfligbarem
Datum bzw. Zusammenstellung von Anlegerfor-
derungen nach vorgegebenem Raster;

b. Monatsabschluss (Bilanz/ER) per Monatsende
des vor der Mitteilung der FMA nach Art. 7 Abs.
4 EAG bzw. Art. 36 Abs. 4 EAG liegenden Datumes;

c. Informationen zur Liquiditatsausstattung und -
planung;

d. Dokumentation zur letztmaligen Positionsbe-
wertung zu Liquidationswerten (Liquidationsbi-
lanz) inkl. Bericht der Revisionsstelle;

e. Liste aufsichtlicher Sondermassnahmen inkl. Ko-
pien von entsprechenden FMA-Verfligungen,
welche innerhalb der letzten 2 Jahre dem ST zu-
gestellt wurden.

Der ST ist Uber die Einschatzung des EAS-S schriftlich
zu informieren.

(6) Das EAS-S ist zur Vorbereitung eines (drohen-
den) Sicherungs- bzw. Entschadigungsfalls berech-
tigt, mittels Anordnung eine Sonderprifung zur Vali-
dierung der Ein- bzw. Anlegerinformationen des ST
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vorzunehmen oder durch sie beauftragte Personen
(Prufer) vornehmen zu lassen. Bei der Vor-Ort-Pri-
fung der Einlegerinformationen ist jedenfalls eine
SCV-Datei mit Klardaten zur Verfligung zu stellen,
damit erweiterte Validierungs- und Stichprobenpri-
fungen vorgenommen werden kénnen. Einzelheiten
konkretisiert die der Prifungsanordnung beigefligte
Vorbereitungsliste.

(7) In einem Sicherungs- bzw. Entschadigungsfall
oder zur Vorbereitung eines (drohenden) Siche-
rungs- bzw. Entschadigungsfalls stellt der ST oder
von ihm bzw. aufgrund behdordlicher oder gerichtli-
cher Entscheidung eingesetzte Dritte flr das EAS-S
sicher, dass

a. die fir das EAS-S tatigen oder beauftragten Per-
sonen Zugang zu seinen Raumlichkeiten erhal-
ten und

b. diese Personen auf die fiir die Entschadigung
notwendigen Daten und Unterlagen des ST zu-
greifen kdnnen; hierzu zahlt auch der Zugang zu
Kundendaten im Kernbankensystem, elektroni-
schen Archivsystem und sonstigen Umsystemen,
soweit dies fir die gesetzliche Aufgabenerfil-
lung des EAS-S erforderlich ist («need-to-
know»);

c. Personal, Biroeinrichtungen und Datenverar-
beitungssysteme des ST gemass Vorgaben des
EAS-S unentgeltlich zur Verfligung gestellt wer-
den;

d. samtliche Informationen an das EAS-S herausge-
geben werden bzw. alle notwendigen Vorkeh-
rungen getroffen werden, welche den ST zur un-
eingeschrankten Herausgabe befdhigen, um im
(drohenden) Sicherungs- bzw. Entschadigungs-
fall unverziglich eine Priifung und Feststellung
der Berechtigung und Hoéhe der Anspriiche der
Einleger bzw. Anleger innerhalb der gesetzlichen
Fristen zu ermoglichen; hierzu zahlt auch die Be-
reitstellung von Kopien von beweiskraftigen Do-
kumenten zur ldentifikation des Einlegers im
Sinne von Art. 6 des Sorgfaltspflichtgesetzes;

e. eine jederzeitige stichtagsbezogene Ermittlung
der erstattungsfahigen Einlagen mittels Aufbe-
reitung der SCV-Datei inkl. korrekter Kontobe-
stande unter Bericksichtigung eines abschlies-
senden Zins- und Gebihrenlaufes sichergestellt
ist;

f. verantwortliche Personen dem EAS-S mitgeteilt
werden (zustdndige Person sowie Stellvertre-
ter); dies gilt auch fir die Zutrittsberechtigung
sowie Zugang zu den [T-Systemen des ST
(Security, IT Security etc.);
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g. eine spezifische E-Mailadresse fiir die Durchfiih-
rung des Sicherungs- bzw. Entschadigungsfalls
sowie den Kommunikationsweg mit dem ST fest-
gelegt und der EAS mitgeteilt wird;

h. die Kommunikation fiir den (drohenden) Siche-
rungs- und Entschadigungsfall mit der EAS abge-
stimmt wird; hierzu stellt das EAS-S eine mit der
FMA abgestimmte Erstkommunikation fiir den
Zeitpunkt des Eintritts des Sicherungs- und Ent-
schadigungsfalls zur Verfligung, welche der ST
auf der Webseite zu verwenden hat. Das EAS-S
und der ST stellen sich wechselseitig vorgangig
jene Kommunikation zur Verfligung, welche fir
die Offentlichkeit bestimmt ist und sich zum
konkreten Sicherungs- und Entschadigungsfall
aussert;

i. auf Anforderung Informationen, die zur Kon-
trolle des Entschadigungsfortschritts notwendig
sind, unverziiglich zur Verfligung gestellt wer-
den.

(8) Das EAS-S ist berechtigt gegentiber dem ST bzw.
von ihm oder behordlich oder gerichtlich eingesetz-
ten Dritten im (drohenden) Sicherungs- bzw. Ent-
schadigungsfall die Pflicht zur Zusammenarbeit
durch Anordnung weitergehend zu konkretisieren.

7. Gesetzliche Informationspflichten

(1) Einlegern ist nach Massgabe von Art. 30 Abs. 3
EAG i.V.m. dem Anhang zur EAV und Art. 22 (a) der
Statuten ein Informationsbogen durch den ST zur
Verfligung zu stellen. Der ST hat die Einleger dariiber
zu informieren, dass eine Auszahlung von Erstat-
tungszahlungen nur in Schweizer Franken erfolgt.
Der Informationsbogen ist Einlegern mindestens ein-
mal jahrlich zur Verfligung zu stellen (Art. 30 Abs. 3
Satz 4 EAG). Einlegern ist zudem auf ihren Kontoaus-
zligen zu bestatigen, dass es sich bei den Einlagen
um erstattungsfahige Einlagen handelt, einschliess-
lich eines Verweises auf den Informationsbogen
nach Art. 30 Abs. 3 EAG (Art. 30 Abs. 4 EAG).

(2) Der ST hat Einleger bzw. Anleger vor Vertragsab-
schluss dariber zu informieren, dass Verbindlichkei-
ten gegeniliber dem ST bei der Berechnung der ge-
deckten Einlagen bzw. Anlegerforderungen berick-
sichtigt werden (Aufrechnung; Nettobetrachtung).

8. Geheimhaltung und Datenschutz

(1) Das EAS-S und von ihr beauftragte Dritte sowie
ihre Organe und Mitarbeitenden unterstehen hin-
sichtlich samtlicher Tatsachen, die ihnen zur Erfil-
lung des gesetzlichen Auftrages vom ST anvertraut
oder zuganglich gemacht worden sind, dem Bankge-
heimnis (Art. 12 BankG), soweit deren Offenlegung,
Weitergabe oder sonstige Verwertung nicht
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a. aufgrund gesetzlicher oder regulatorischer Vor-
schriften oder

b. aufgrund gerichtlicher oder behérdlicher Ent-
scheide oder

c. zur Wahrung liberwiegender berechtigter Inte-
ressen (bspw. zur Rechtsverteidigung)

notwendig sind.

(2) Das EAS-S hat unter Beachtung der gesetzlichen
Anforderungen Informationen und Daten, die ihm
aufgrund seiner Tatigkeit anvertraut oder zuganglich
gemacht werden, vertraulich zu behandeln, soweit
nicht die Ubermittlung solcher Informationen und
Daten gesetzlich angeordnet ist.

(3) Jegliche Informationen, Daten, Unterlagen oder
Dokumente - ungeachtet dessen, ob diese explizit als
vertraulich gekennzeichnet sind und unabhangig von
der Form (z.B. schriftlich, miindlich, elektronisch, als
vollstandiges Dokument oder auszugsweise, als Ori-
ginal oder Kopie) -, die dem EAS-S oder von ihm be-
auftragten Dritten im Rahmen eines (drohenden) Si-
cherungs- bzw. Entschadigungsfalls zur Verfligung
gestellt werden, in welche es Einsicht erhalt oder
ihm auf sonstige Weise zur Kenntnis gelangen sowie
samtliche Wahrnehmungen, die das EAS-S in Aus-
Ubung seiner Vor-Ort-Priifung macht, namentlich
Bankkunden- und Geschifts-/Betriebsgeheimnisse
sowie datenschutzrelevante Informationen (perso-
nenbezogene Daten), werden durch das EAS-S oder
den von ihm beauftragten Dritten nach den einheit-
lichen europadischen Datenschutzbestimmungen
(DSGVO und DSG) zu verarbeiten. Die EAS hat wirk-
same, ihrer Grosse, Komplexitdt und Organisation
angemessen Grundsatze fir den Umgang mit Inte-
ressenkonflikten schriftlich festgelegt und halt diese
ein. Zudem gelten die Bestimmungen von Art. 63
BankG betreffend die Gewadhr der einwandfreien
Geschaftstatigkeit sinngemass. Im (drohenden) Si-
cherungs- und Entschadigungsfall werden von allen
EAS-Mitarbeitenden und den vom EAS-S beauftrag-
ten Dritten zusatzliche Geheimhaltungserklarungen
eingeholt.

(4) Das EAS-S wird alle mit der Durchfiihrung der
vertragsgegenstandlichen Leistungen betrauten Per-
sonen auf die Vertraulichkeit verpflichten.

(5) Das EAS-S ist mit der Aufnahme des ST berech-
tigt, personenbezogene Daten von Organwaltern,
Vertretern bzw. Mitarbeitenden des ST im Rahmen
der Erflillung seines gesetzlichen Auftrages nach Art.
6 Abs. 1 Bst c DSGVO sowie zur Erflllung von vertrag-
lichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1 Bst. b DSGVO) oder im
Einzelfall aufgrund einer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1
Bst. a DSGVO) bzw. zur Wahrung seiner berechtigten
Interessen gemass Art. 6 Abs. 1 Bst. f DSGVO zu
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verarbeiten oder verarbeiten zu lassen. Weitere In-
formationen Uber die Art, den Umfang und Zweck
der Erhebung und Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten sind den Datenschutzhinweisen auf der
EAS-Webseite zu entnehmen.

(6) Das EAS-S ist berechtigt, unter Anwendung des
aktuellen Stands der Technik, der notwendigen tech-
nischen und organisatorischen Sicherheitsmassnah-
men und Sicherstellung der geltenden Sicherheits-
und Qualitatsstandards personenbezogene und
bankkundengeheimnisrelevante Daten von Einle-
gern bzw. Anlegern unter Nutzung cloudbasierter
Systeme zu verarbeiten. Die Datenverarbeitung er-
folgt grundsatzlich auf Basis pseudonymisierter und
verschliisselter Daten. Ausnahme bilden die fiir die
Entschadigungszahlung des EAS-S und die An-
spruchspriifung notwendigen Daten und Informatio-
nen im Sicherungs- und Entschadigungsfall (Klarda-
ten). Der ST ist verpflichtet, Einleger und Anleger bei
der Konto- bzw. Depoteréffnung auf die mogliche
Cloudnutzung durch die Sicherungseinrichtung im
Rahmen des Informationsblattes hinzuweisen.

9. Vertragsinderung

9.1 Generelle Vertragsanderungen

Die Parteien nehmen zur Kenntnis, dass das Regel-
werk und die Vertragsgrundlagen des Einlagensiche-
rungs- und Anlegerentschadigungssystem der EAS
insgesamt aufgrund seiner Weiterentwicklung, der
gesammelten Erfahrung, der Bedlirfnisse des Mark-
tes oder aufgrund von Anderungen in den gesetzli-
chen und regulatorischen Rahmenbedingungen An-
passungen unterliegen kdnnen. Anderungen dieser
AVBs, der Statuten und Reglemente der EAS oder
des Muster-Teilnahmevertrages sind dem ST zur
Kenntnis zu bringen. Das betrifft auch die Anderung
von Gebihren und der Beitragsberechnungsmetho-
dik.

9.2 Anderung der AVBs

Das EAS-S kann diese AVBs einseitig andern. Die ge-
anderten AVBs werden an den ST versandt und
gleichzeitig auf der Homepage der EAS publiziert.
Die Anderung gilt als vom ST genehmigt, wenn der
ST nicht binnen 4 Wochen ab Publikation auf der
EAS-Webseite schriftlich Widerspruch einlegt.

10. Veroffentlichungen

(1) Das EAS-Swird dafiir sorgen, dass die jeweils gel-
tenden Statuten und Vertragsbedingungen (Muster-
teilnahmevertrag, AVBs) und, bei Eintritt eines Si-
cherungs- bzw. Entschadigungsfalles, die fir die An-
meldung eines Entschadigungsanspruchs notwendi-
gen Formulare veroffentlicht werden. Das EAS-S
kann auch andere Informationen veroéffentlichen,
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die es fiir den ST, die Offentlichkeit, Aufsichtsbehér-
den oder Einleger bzw. Anleger wesentlich halt.

(2) Die EAS veroffentlicht und aktualisiert auf Basis
von Informationen und Mitteilungen des ST auf ihrer
Webseite entsprechende Informationen zu Beginn
und Ende des Teilnahmevertrages des ST, Firma,
dem Segment und der HR-Registernummer in einer
Teilnehmerliste. Relevante Teilnehmerinformatio-
nen wie wichtige Formulare, Mustervorlagen und
andere Dokumente werden Uiber einen geschiitzten
Teilnehmerbereich publiziert, zu welchem der ST
mittels Login Zugang erhalt.

11. Mitteilungen zwischen dem Segmentteilneh-
mer und dem EAS-S

(1) Mitteilungen an das EAS-S sind an folgende Ad-
resse zu richten:

Einlagensicherungs- und
Anlegerentschédigungs-Stiftung SV
Austrasse 46

LI-9490 Vaduz

E-Mail: mitteilung@eas-liechtenstein.li

(2) Mitteilungen an den ST sind an die im Teilnah-
mevertrag oder spater in einer schriftlichen Mittei-
lung angegebene Adresse zu richten.

(3) Der ST und das EAS-S akzeptieren Mitteilungen,
rechtsgeschaftliche Erklarungen und Rechnungen in
Form der elektronischen Kommunikation (bspw. per
E-Mail). Der ST hat mindestens eine E-Mail-Adresse
verbindlich bekannt zu geben.

(4) Jede Partei ist fir ihre elektronische Kommuni-
kation selbst verantwortlich und trifft angemessene,
dem aktuellen Stand der Technik und den regulato-
risch vorgegebenen Sicherheitsstandards entspre-
chende Vorkehrungen fiir eine sichere und fehler-
freie Kommunikation.

(5) Die EAS st berechtigt, fiir die elektronische Kom-
munikation zwischen EAS-S und ST, insbesondere
zur elektronischen Ubermittlung bank- oder be-
triebsgeheimnisrelevanter Daten, personenbezoge-
ner Daten oder sonstiger vertraulicher oder sensib-
ler Informationen, die Nutzung einer webbasierten
Datenaustauschplattform vorzusehen. Diesfalls hat
die elektronische Kommunikation grundsatzlich
Uber diese Plattform zu erfolgen, wenn nicht eine E-
Mail-Kkommunikation aus Griinden der Dringlichkeit,
der fehlenden Vertraulichkeit oder aufgrund allge-
meiner Kommunikation an spezifisch festgelegte Ad-
ressaten (z.B. EAS-Fachausschuss) opportun er-
scheint.
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12. Anwendbares Recht und Gerichtsstand

12.1 Anwendbares Recht

Fiir den Teilnahmevertrag und diese AVBs gilt liech-
tensteinisches Recht.

12.2 Gerichtsstand

Fiir Klagen des ST gegen das EAS-S ist ausschliesslich
das Firstliche Landgericht in Vaduz zustdandig. Das
gilt auch fir etwaige Klagen gegen andere Segmente
oder das EAS-Kernvermoégen, wobei auf die aus-
schliessliche Haftung des EAS-S gemass Art. 6 der
Statuten verwiesen wird.

12.3 Schiedsverfahren fiir ST bei Einwdanden nach
Art. 18 Abs. 7 EAG bzw. Punkt 4.6(4)

Bei Streitigkeiten zwischen einem oder mehreren
STs und dem EAS-S aufgrund von Einwanden eines
oder mehrerer ST gegen die vom EAS-S berechneten
Beitrage, Sonderbeitrage und Sicherungsbetrage ist
die Revisionsstelle der EAS zwecks Uberpriifung der
Berechnungen beizuziehen. Bestatigt die Revisions-
stelle die Richtigkeit der Berechnungen, so werden
diese grundsatzlich fir den ST definitiv verbindlich.
Kénnen Streitigkeiten auf diesem Wege nicht beige-
legt werden, rufen die Parteien ein Schiedsgericht
mit Sitz in Vaduz nach den Regeln der Liechtenstei-
nischen Industrie- und Handelskammer (Liechten-
stein Rules) an. Unabhangig vom Streitwert ist im-
mer ein Einzelschiedsrichter zustandig. Alle ST im
EAS-S sind Parteien im Verfahren. Der Einzelschieds-
richter hat auf ein rasches Verfahren zu achten und
nach Moglichkeit binnen 3 Monaten ab seiner Be-
stellung das Verfahren abzuschliessen und die
schriftliche Entscheidung zuzustellen. Die Fristen
nach den Liechtenstein Rules kann er nach Ermessen
verkirzen. Abweichend von den Liechtenstein Rules
gilt, dass elektronische Kommunikation per E-Mail
auch ohne spezielle Verschlisselung zuldssig ist und
vom Schiedsrichter vorgeschrieben werden kann.
Die Konventionalstrafe nach Art. 29.7 der Liechten-
stein Rules ist nicht anwendbar. Der Einzelschieds-
richter kann eine Gruppe von ST mit gleicher oder
sehr ahnlicher Interessenslage auffordern, einen ge-
meinsamen Vertreter zu benennen. Kommen sie
dem nicht nach, entfallt ihr Anspruch auf Kostener-
satz.

13. Sonstige Vertragsbestimmungen

(1) Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen
dieser AVBs unwirksam oder ungiiltig werden oder
sollte die AVBs eine Liicke aufweisen, bleibt die Gul-
tigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Vertrages
dadurch unberiihrt. Die ungtltigen oder unwirksa-
men Bestimmungen sind so auszulegen oder zu er-
setzen, dass sie dem erstrebten Zweck der

Seite 12 / 12

vorliegenden AVBs am ehesten entsprechen. Das
gleiche soll im Falle einer Vertragslicke gelten. (Sal-
vatorische Klausel)

(2) Die EAS mdchte sicherstellen, dass sie ihren ge-
setzlichen Auftrag bestmoglich erfiillen kann und in
der Offentlichkeit oder bei Einlegern bzw. Anlegern
eine ausreichende und korrekte Information tber
die Voraussetzungen und den Umfang einer mogli-
chen Deckung bzw. Entschadigung durch das EAS-
System besteht. Das EAS-S bestimmt Formulierun-
gen, die der ST in seiner standardisierten oder allge-
meinen Kommunikation mit der Offentlichkeit oder
Kunden (Werbebroschiiren, Webseite, Prospekte
etc.) verwenden darf. Der ST unterlasst es, andere
Formulierungen oder Hinweise betreffend das EAS-
System zu verwenden, noch wird er anders lautende
Hinweise Dritter mit Bezug auf ihn dulden. Ebenso
unterlasst der ST unrichtige oder irrefiihrende Anga-
ben im Geschaftsverkehr iber das EAS-System und
allfallige Entschadigungsanspriiche von Einlegern
bzw. Anlegern. Art. 30 Abs. 5 EAG bzw. Art. 48 Abs.
5 EAG bleiben vorbehalten.

Vaduz, am 20. Marz 2025



	1. Definitionen
	(1) Für diese Allgemeinen Vertragsbedingungen und den Teilnahmevertrag gelten die jeweils geltenden gesetzlichen Begriffsbestimmungen sowie:
	m. Gedeckte Anlegerforderung: Eine erstattungsfähige Forderung eines Anlegers, für die gemäss Art. 2 Abs. 1 Ziff. 12 EAG Deckung durch das EAS-S besteht, bis zur maximalen Deckungssumme pro Anleger.
	a. Anlagen: Gelder oder Finanzinstrumente, die ein Anleger in Zusammenhang mit erbrachten oder vertraglich vereinbarten, von der FMA ihrer Zulassungskategorie nach bewilligungspflichtigen Wertpapierdienstleistungen des ST anvertraut hat und bezüglich ...
	n. Maximale Deckungssumme pro Einleger:  CHF 100'000.00 oder Gegenwert in einer anderen Währung. In Ausnahmefällen kann gemäss Art. 9 EAG eine erweiterte Deckung bis maximal CHF 750'000.00 pro Einleger beantragt werden.
	b. Anleger: Personen, die Forderungen aus Anlagen gegen den ST haben, vorbehaltlich Art. 39 Abs. 4 EAG.
	o. Maximale Deckungssumme pro Anleger:  CHF 30'000.00 oder Gegenwert in einer anderen Währung.
	c. AVBs: Diese Allgemeinen Vertragsbedingungen.
	p. Erstattungs- bzw. Entschädigungsanspruch: Anspruch des Einlegers bzw. Anlegers auf die gesetzliche Deckungssumme im Sicherungs- bzw. Entschädigungsfall, sofern die Einlage bzw. Anlage nach Art. 8, Art. 9 bzw. Art. 38 EAG erstattungsfähig ist.
	d. EAG: Gesetz vom 27. Februar 2019 über die Einlagensicherung und Anlegerentschädigung bei Banken und Wertpapierfirmen (Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz).
	e. EAS-System: Das Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem, das durch diese Allgemeinen Vertragsbedingungen, den Teilnahmevertrag und die internen Regelungen der Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungs-Stiftung SV besteht.
	q. ST: Der Segmentteilnehmer. Gemäss Art. 13 der EAS-Statuten sind dies Banken nach Art. 4 Abs. 1 BankG sowie inländische Zweigstellen von EWR-Kreditinstituten.
	r. Segmentreglement: Reglement der EAS über die Rechte und Pflichten der ST im entsprechenden EAS-S.
	f. EAS-S: Das Segment der Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungs-Stiftung SV, für welches der Teilnahmevertrag abgeschlossen wird bzw. die Stiftung, die im Rahmen des betreffenden Segments handelt.
	s. Sicherungsfall: liegt vor, wenn der ST aus einem der in Art. 7 Abs. 1 EAG genannten Gründe nicht in der Lage ist, Einlagen zurückzuzahlen, die gemäss den geltenden gesetzlichen und vertraglichen Bedingungen fällig und zahlbar sind.
	g. Einlagen: Guthaben des Einlegers beim ST im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Ziff. 7 EAG.
	t. Entschädigungsfall: liegt vor, wenn der ST aus einem der in Art. 36 Abs. 1 genannten Gründe nicht nur vorübergehend nicht in der Lage ist, seinen Verpflichtungen aus den Forderungen der Anleger nachzukommen.
	h. Einleger: der Inhaber oder, im Fall eines Gemeinschaftskontos, jeder Inhaber einer Einlage, dem eine Forderung gegen den ST zusteht, vorbehaltlich Art. 11 Abs. 3 EAG.
	i. EWR: Der durch das Abkommen vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirtschaftsraum in der jeweils geltenden Fassung gebildete Europäische Wirtschaftsraum.
	j. Finanzinstrumente: Die in Anhang 1 Abschnitt C Wertpapierdienstleistungsgesetz (WPDG) aufgeführten Instrumente.
	k. FMA: Die liechtensteinische Finanzmarkaufsicht gemäss Finanzmarktaufsichtsgesetz (FMAG).

	(2) Soweit eine in diesen AVB vorgenommene Begriffsbestimmung über eine zulässige Konkretisierung der gesetzlichen Definition hinausgeht oder von dieser abweicht, geht die gesetzlichen Begriffsdetermination vor.

	2. Parteien
	2.1 Segment als Vertragspartner (EAS-S)
	(1) Die Einlagensicherungs- und Anlegerentschädi-gungs-Stiftung SV (EAS) ist eine segmentierte Verbandsperson im Sinne der Art. 243 ff. PGR. Die Segmente sind:
	a. "Banken" für Banken nach dem BankG
	b. "Wertpapierfirmen" für Wertpapierfirmen nach dem WPFG
	c. "Vermögensverwalter" für Vermögensverwal-tungsgesellschaften nach dem VVG
	d. "Verwaltungsgesellschaften/AIFMs" für Verwal-tungsgesellschaften nach dem UCITSG und Manager für alternative Investmentfonds nach dem AIFMG, sofern diese über eine Bewilligung zur individuellen Portfolioverwaltung verfügen.

	(2) Der Teilnahmevertrag wird immer und ausnahmslos durch das EAS-S beschränkt auf und im Rahmen allein jenes Segmentes nach Abs. (1) geschlossen, hinsichtlich welchem der Segmentteilnehmer von der FMA lizenziert ist. Unter keinen Umständen ist der Te...
	(3) Diese AVBs gelten ausschliesslich für das Segment "Banken", also STs, die über eine Bankbewilligung der FMA nach Art. 24 ff. BankG verfügen bzw. diese beantragt haben.
	(4) Zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags sowie für regulatorische und administrative Zwecke kann das EAS-S Dritte beiziehen. Die Beauftragung Dritter führt nicht zur Stellung des Dritten als Vertragspartei. Das EAS-S bleibt auch bei Beizug Dritter ...
	(5) Integraler Bestandteil des Teilnamevertrages und dieser AVB sind das jeweils gültige Segmentreglement sowie die Statuten der EAS.

	2.2 Segmentteilnehmer (ST)
	(1) Der Segmentteilnehmer ("ST") ist das Unternehmen, das den Teilnahmevertrag abgeschlossen hat. Für Zweigstellen gelten die Art. 28 und 29 EAG bzw. Art. 44 und 45 EAG. Der Teilnahmevertrag schliesst mithin alle Zweigstellen des ST in anderen EWR-Mit...


	3. Vertragsdauer
	3.1 Beginn
	Die Rechte und Pflichten aus dem Teilnahmevertrag beginnen mit Vertragsabschluss (Vertragsdatum), spätestens jedoch mit Erteilung der Bewilligung bzw. Zulassung der FMA bzw. Eintrag in das Handelsregister. Der Beginn oder das aufrechte Vertragsverhält...

	3.2 Kündigung
	(1) Der ST kann den Teilnahmevertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn das EAS-System von der FMA nicht (mehr) als ein ausreichendes System im Sinne von Art. 4 Abs. 1 bzw. Art. 34 Abs. 1 EAG anerkannt wird.
	(2) Beide Parteien können den Vertrag mit einer Frist von 12 Monaten mittels eingeschriebenen Briefes ordentlich kündigen, wobei das EAS-S die Zustimmung der FMA einholt. Keine Zustimmung ist erforderlich, wenn der ST die Gebühren trotz Mahnung nicht ...
	(3) Kommt der ST seinen Verpflichtungen in schwerwiegender Weise und trotz wiederholter Aufforderung des EAS-S nicht nach (grobe Vertragsverletzung), kann das EAS-S den ST mit Zustimmung der FMA mit einer Frist von mindestens einem Monat ausserordentl...

	3.3 Ende
	(1) Wurde der Teilnahmevertrag gekündigt, endet der Vertrag nach Ablauf der Kündigungsfrist und Zustellung der schriftlichen Ausschlussmitteilung durch das EAS-S an den ST, wobei das EAS-S wiederum vorgängig die Zustimmung der FMA einholt.
	(2) Die gesetzlich vorgesehene Deckung bleibt weiterhin aufrecht, bis
	a. der ST einem neuen, von der FMA anerkannten Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem iSd EAG angehört oder
	b. der ST alle offenen Bankgeschäfte beendet oder aufgegeben, also alle Einlagen oder Anlegerforderungen vollständig abgebaut hat.

	(3) Fusioniert ein ST mit einem anderen ST, sind beide nur mehr als eine Einheit zu betrachten und nur mehr als solche gebührenpflichtig. Als Stichtag gilt der Handelsregistereintrag.
	(4) Erlischt die Bewilligung bzw. Zulassung des ST oder wird diese entzogen, bleibt der Teilnahmevertrag und damit die gesetzlich vorgesehene Deckung für die bis zu diesem Zeitpunkt entgegengenommenen Einlagen bzw. gehaltenen Anlagen nach Massgabe der...
	(4) Endet der Teilnahmevertrag, sind nur jene bis zu diesem Zeitpunkt beim ST getätigten Einlagen und Forderungen aus Wertpapierdienstleistungen durch das EAS-S für eine Erstattung bzw. Entschädigung berechtigt.

	3.4 Mitteilung an FMA
	(1) Kommt der ST seinen Verpflichtungen gegenüber dem EAS-S nicht nach, hat das EAS-S diesen unter Beachtung von Artikel 6 Bst. d des Segmentreglements in geeigneter Weise zur Einhaltung der gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen aufzufordern....


	4. Gebühren und Beiträge
	4.1 Allgemein
	(1) Der ST ist zur Zahlung folgender Gebühren und Beiträge verpflichtet:
	a. einmalige Eintrittsgebühr (Punkt 4.2)
	b. jährliche Verwaltungsgebühr (Punkt 4.3)
	c. Beiträge (ex ante) in das EAS-S bis Erreichung der Zielausstattung (Punkt 4.4)
	d. Sonderbeiträge (ex-post) in das EAS-S (Punkt 4.4.) bei Eintritt eines Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls

	(2) Die Eintrittsgebühr, die Verwaltungsgebühr, die Beiträge und Sonderbeiträge sowie deren Sicherstellung sind im Segmentreglement geregelt, soweit keine separate Regelung in diesen AVBs getroffen wurde. Die Regelung ist rein vertragsrechtlicher Natu...
	(3) Die Pflicht zur Leistung von Gebühren, Beiträgen, Sonderbeiträgen und entsprechenden Meldungen endet erst mit Vertragsende (Punkt 3.3). Davon abweichend sind in einem Konkurs des ST keine Beiträge bzw. Sonderbeiträge geschuldet.

	4.2 Eintrittsgebühr
	Der ST schuldet bei Vertragsabschluss die Eintrittsgebühr gemäss jeweils zum Vertragsabschluss gültigem Segmentreglement samt Gebührenbeiblatt.

	4.3 Verwaltungsgebühr
	(1) Die Verwaltungsgebühr ist pro angefangenes Kalenderjahr in voller Höhe geschuldet. Es findet für Teile eines Kalenderjahres keine Verrechnung pro rata temporis statt.
	(2) Der ST schuldet die jährliche Verwaltungsgebühr gemäss dem jeweils zum Beginn des Kalenderjahres gültigem Segmentreglement samt Gebührenbeiblatt.

	4.4 Beiträge und Sonderbeiträge
	(1) Der ST schuldet nach Massgabe des Art. 18 EAG und Art. 9 Segmentreglement jährlich Beiträge (ex ante) im Umfang von mindestens CHF 5'000.00 bis Erreichung oder Wiedererreichung der vom EAS-S festgelegten Zielausstattung.
	(2) Beiträge können nach Massgabe des Art. 9 Bst. e Segmentreglement optional bis zu einer bestimmten Höhe mit Begründung von unwiderruflichen Zahlungsverpflichtungen beglichen werden. Die daraus resultierenden Rechte und Pflichten werden mit separate...
	(3) Bei Erreichung der geplanten Zielausstattung kann das EAS-S die Einhebung von Beiträgen aussetzen.
	(4) Reichen bei Eintritt eines Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalles die bereits vereinnahmten Beiträge nicht aus, um Ansprüche von Einlegern bzw. Anlegern sowie die administrativen Kosten aus der Durchführung des Entschädigungsverfahrens (Entschädigu...
	(5) Die zu leistenden Beiträge und Sonderbeiträge sowie die Höhe begründbarer Zahlungsverpflichtungen werden durch den Stiftungsrat bzw. die von ihm beauftragte Geschäftsstelle gemäss den gesetzlichen Bestimmungen sowie dem gültigen Segmentreglement f...

	4.6 Sicherungsbetrag
	(1) Der ST hat unter Berücksichtigung von Art. 9 Bst. h des Segmentreglements dem EAS-S vierteljährlich schriftlich zu bestätigen, dass er über genügend freie oder zumindest kurzfristig beschaffbare flüssige Mittel verfügt, um jederzeit Sonderbeiträge...
	(2) Ermittlung, Festsetzung und Mitteilung des Sicherungsbetrages erfolgen nach Anhang B des Segmentreglements.
	(3) Das EAS-S teilt dem beitragspflichtigen ST den Sicherungsbetrag in Form einer Matrix schriftlich mit. Der darin bezifferte Sicherungsbetrag gilt als vom beitragspflichtigen ST anerkannt, wenn nicht binnen 14 Tagen ab Erhalt begründete Einwände geg...
	(4) Allfällige Einwände hemmen bis zu deren Erledigung die vorläufige Gültigkeit der Sicherungsbeträge gemäss der übersandten Matrix nicht.

	4.5 Beitragsermittlung & Meldepflichten
	(1) Grundlage für die rechtsverbindliche Festsetzung der Zielausstattung des EAS-S, der individuellen Beiträge, Sonderbeiträge, Sicherungsbeträge und Gebühren bilden die vom ST an das EAS-S mitgeteilten Informationen.
	(2) Der ST ist verpflichtet, dem EAS-S vorzugsweise elektronisch nach Massgabe von Anhang C des Segmentreglements die dort in Ziff. 4 Bst. a genannten Informationen in der festgelegten Periodizität und Einreichungsfristen mittels vorgegebenem Meldefor...

	4.7 Fälligkeit und Verzug
	(1) Die Eintrittsgebühr wird bei Vertragsunterzeichnung in Rechnung gestellt und ist binnen 30 Tagen ab Vertragsbeginn (Punkt 3.1) fällig.
	(2) Die Verwaltungsgebühren werden jährlich in Rechnung gestellt und sind innerhalb von 30 Tagen nach Rechnungstellung zur Zahlung fällig.
	(3) Die Beiträge werden jährlich vom EAS-S in Rechnung gestellt und sind innerhalb von 60 Tagen nach Rechnungstellung zur Zahlung fällig.
	(4) Sonderbeiträge sind nach Eintritt des Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls unverzüglich nach der ersten schriftlichen Aufforderung des EAS-S zur Zahlung fällig.
	(5) Wenn nicht binnen 14 Tagen ab Erhalt der Rechnung begründete Einwände gegen die Richtigkeit beim EAS-S einlangen, gelten die darin in Rechnung gestellten Beträge als vom ST anerkannt.
	(6) Bei Zahlungsverzug hat das EAS-S den säumigen ST zu mahnen und bei erneutem fruchtlosem Ablauf der Nachfrist gegenüber der FMA unverzüglich anzuzeigen (Art. 27 Bst. b EAG).
	(7) Bei Verzug kann das EAS-S Verzugszinsen gemäss Art. 336b ADHGB verrechnen. Verzug mit der Meldung gemäss Punkt 4.5 nach Erinnerung gilt als Verzug mit der späteren Zahlung und wird für die Zwecke des Zinslaufs zusammengerechnet.

	4.8 Verwendung der Gebühren und Beiträge
	(1) Die Gebührenverwendung richtet sich nach den EAS-Statuten und dem Segmentreglement. Generell fliessen Eintritts- und Verwaltungsgebühren an das Kernvermögen zur Deckung von operativen Kosten der EAS.
	(2) Beiträge und Sonderbeiträge dienen der Finanzierung des Segmentvermögens bzw. Zahlung von Sicherungs- bzw. Entschädigungsfällen sowie der Deckung der Entschädigungskosten im Rahmen des betroffenen EAS-S. Die Details regelt das jeweils gültige Segm...

	4.9 Gebühren und Beiträge bei Kündigung
	(1) Auch im Fall einer Kündigung sind die Gebühren, Beiträge und Sonderbeiträge, wie auch die dazu erforderlichen Meldungen, solange beizubringen, bis der Vertrag nach Ziff. 3.3. dieser AVBs endet.
	(2) Bereits bezahlte Gebühren werden bei Ende der Gebührenpflicht nicht zurückerstattet.


	5. Deckungsumfang sowie Ermittlung der erstattungsfähigen und gedeckten Einlagen und Anlegerforderungen durch den ST
	5.1 Deckungsumfang
	(1) Der ST hat gegenüber dem EAS-S einen Anspruch auf Gewährung des gesetzlichen Deckungsschutzes gegenüber seinen Kunden, mithin Erstattung der gedeckten Einlagen bzw. Entschädigung der gedeckten Anlegerforderungen bis zur maximalen Deckungssumme pro...

	5.3 Feststellung der Forderung gegenüber ST
	(1) Der Bestand und die Höhe der Forderung des Einlegers oder Anlegers gegen den ST ergeben sich aus den per Stichtag in der Bilanz geführten Kundenverbindlichkeiten und den gemäss der Spezifikation für die Bereitstellung eines Datenbestandes gemäss A...
	(6) Eine (Teil-) Ablehnung ist dem ST bzw. Einleger und Anleger ohne unnötigen Verzug mitzuteilen und kurz zu begründen. Eine Anerkennung oder Ablehnung nach Abs. (5) oben ist kein konstitutives Anerkenntnis im Rechtssinn. Es kann vom EAS-S zurückgezo...
	(7) Vom ST können die zur Beurteilung des Bestandes, der Höhe und der Erstattungsfähigkeit nötigen Auskünfte, Dokumente und die diesem Vertrag entsprechenden Erklärungen sowie die für eine Auszahlung notwendigen Informationen gefordert werden.
	(8) Liegt eine gerichtliche oder behördliche Entscheidung vor, die dem Einleger oder Anleger den Bestand oder die Höhe der Forderung gegenüber dem ST ganz oder teilweise abspricht (Zivilurteil, Adhäsionsurteil), hat das EAS-S die Entscheidung zugrunde...

	5.4 Befriedigung von Rückgriffsansprüchen gegen ST
	(1) Spätestens mit Eintritt des Sicherungs- und Entschädigungsfalls überlässt das EAS-S dem ST eine vorläufige Kostenaufstellung der administrativen Kosten des Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls (Kostenschätzung).
	(2) Zum Nachvollzug der gesetzlichen Subrogation des EAS-S in Höhe der von ihm geleisteten Zahlungen an die Einleger bzw. Anleger gegenüber dem ST nach Art. 15 bzw. Art. 41 EAG stellt das EAS-S dem ST periodisch Buchungsinformationen über die von der ...
	(3) Der nach Massgabe von Art. 16 Segmentreglement bestehende Rückgriffsanspruch des EAS-S gegenüber dem ST in Höhe der nachgewiesenen Entschädigungskosten ist vom EAS-S unter Beifügung aussagekräftiger Dokumente darzulegen und gegenüber dem ST gelten...
	(4) Das EAS-S kann vom ST verlangen, etwaige Ansprüche aus Versicherungen oder gegenüber haftenden Dritten im Zusammenhang mit dem Sicherungs- bzw. Entschädigungsfall sowie erhaltene Leistungen daraus schriftlich offenzulegen und an das EAS-S abzutret...


	6.  Pflicht zur Zusammenarbeit und Informationserhebung
	(1) Der ST ist nach Massgabe von Art. 6 Abs. 4 i.V.m. Art. 5 Abs. 9 EAG bzw. Art. 35 Abs. 4 EAG und Art. 4(a) i.V.m. Art. 6 Segmentreglement betreffend die Pflicht zur Zusammenarbeit und Informationserhebung zur umfassenden Kooperation verpflichtet. D...
	Hierzu hat der ST
	b. den in Anhang C Ziff. 4 und Anhang D festgelegten Meldepflichten uneingeschränkt nachzukommen
	c. alle notwendigen Vorkehrungen und Vorbereitungsmassnahmen zu treffen, welche ihn dazu befähigen, bei Eintritt eines Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls im Sinne von Art. 15 (a) und (b) der Statuten innerhalb der von der EAS definierten Frist die E...
	(2) Die Pflicht zur Zusammenarbeit erstreckt sich auch auf die vom EAS-S bezeichneten Auftragsverarbeiter.
	(3) Der ST hat durch angemessene organisatorische und technische Massnahmen die Resilienz der für die Erstellung der SCV-Datei notwendigen Systeme und Ressourcen auch in Stresssituationen (z. B. Ausfall der Kernapplikation oder von Mitarbeitenden) sic...
	(4) Solange nicht sämtliche Bankgeschäfte beendet worden sind, also Kundeneinlagen (Bilanzposition: Kundenverbindlichkeiten) noch nicht vollständig zurückgeführt werden konnten oder Depotwerte an die Anleger zurückgegeben wurden, hat der ST gestützt a...
	a. Aufrechterhaltung der Fähigkeit, jederzeit eine SCV-Datei nach den EAS-Spezifikationen aufbereiten, verschlüsseln und zustellen zu können
	b. Teilnahme an den ordentlichen SCV-Stresstests der EAS sowie, in Abstimmung mit der EAS, die Durchführung von Vor-Ort-Prüfungen
	c. Erfüllung der ordentlichen Meldepflichten
	d. Beitragspflicht
	e. Leisten der Teilnahmegebühren
	f. Unterstützungspflicht im Sicherungs- und Entschädigungsfall

	(7) In einem Sicherungs- bzw. Entschädigungsfall oder zur Vorbereitung eines (drohenden) Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls stellt der ST oder von ihm bzw. aufgrund behördlicher oder gerichtlicher Entscheidung eingesetzte Dritte für das EAS-S sicher...
	a. die für das EAS-S tätigen oder beauftragten Personen Zugang zu seinen Räumlichkeiten erhalten und
	b. diese Personen auf die für die Entschädigung notwendigen Daten und Unterlagen des ST zugreifen können; hierzu zählt auch der Zugang zu Kundendaten im Kernbankensystem, elektronischen Archivsystem und sonstigen Umsystemen, soweit dies für die gesetz...
	c. Personal, Büroeinrichtungen und Datenverarbeitungssysteme des ST gemäss Vorgaben des EAS-S unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden;
	d. sämtliche Informationen an das EAS-S herausgegeben werden bzw. alle notwendigen Vorkehrungen getroffen werden, welche den ST zur uneingeschränkten Herausgabe befähigen, um im (drohenden) Sicherungs- bzw. Entschädigungsfall unverzüglich eine Prüfung...
	e. eine jederzeitige stichtagsbezogene Ermittlung der erstattungsfähigen Einlagen mittels Aufbereitung der SCV-Datei inkl. korrekter Kontobestände unter Berücksichtigung eines abschliessenden Zins- und Gebührenlaufes sichergestellt ist;
	f. verantwortliche Personen dem EAS-S mitgeteilt werden (zuständige Person sowie Stellvertreter); dies gilt auch für die Zutrittsberechtigung sowie Zugang zu den IT-Systemen des ST (Security, IT Security etc.);
	g. eine spezifische E-Mailadresse für die Durchführung des Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls sowie den Kommunikationsweg mit dem ST festgelegt und der EAS mitgeteilt wird;
	h. die Kommunikation für den (drohenden) Sicherungs- und Entschädigungsfall mit der EAS abgestimmt wird; hierzu stellt das EAS-S eine mit der FMA abgestimmte Erstkommunikation für den Zeitpunkt des Eintritts des Sicherungs- und Entschädigungsfalls zur...
	i. auf Anforderung Informationen, die zur Kontrolle des Entschädigungsfortschritts notwendig sind, unverzüglich zur Verfügung gestellt werden.

	Befindet sich der ST im Konkurs, ist den Anforderungen nach Ziff. (4) Bst. e und f vollumfänglich nachzukommen.
	(5) Das EAS-S ist berechtigt, zur Bewertung der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls auf Basis der Mitteilung der FMA nach Art. 7 Abs. 4 EAG bzw. Art. 36 Abs. 4 EAG zwecks ergänzender Sachverhaltsklärung zusätzli...
	a. Aktuelle SCV-Datei aufgestellt nach den aktuellen EAS-Spezifikationen und mit pseudonymisierten Informationen per letztem verfügbarem Datum bzw. Zusammenstellung von Anlegerforderungen nach vorgegebenem Raster;
	b. Monatsabschluss (Bilanz/ER) per Monatsende des vor der Mitteilung der FMA nach Art. 7 Abs. 4 EAG bzw. Art. 36 Abs. 4 EAG liegenden Datums;
	c. Informationen zur Liquiditätsausstattung und -planung;
	d. Dokumentation zur letztmaligen Positionsbewertung zu Liquidationswerten (Liquidationsbilanz) inkl. Bericht der Revisionsstelle;
	e. Liste aufsichtlicher Sondermassnahmen inkl. Kopien von entsprechenden FMA-Verfügungen, welche innerhalb der letzten 2 Jahre dem ST zugestellt wurden.

	(6) Das EAS-S ist zur Vorbereitung eines (drohenden) Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalls berechtigt, mittels Anordnung eine Sonderprüfung zur Validierung der Ein- bzw. Anlegerinformationen des ST vorzunehmen oder durch sie beauftragte Personen (Prüfe...
	(8) Das EAS-S ist berechtigt gegenüber dem ST bzw. von ihm oder behördlich oder gerichtlich eingesetzten Dritten im (drohenden) Sicherungs- bzw. Entschädigungsfall die Pflicht zur Zusammenarbeit durch Anordnung weitergehend zu konkretisieren.

	7. Gesetzliche Informationspflichten
	(1) Einlegern ist nach Massgabe von Art. 30 Abs. 3 EAG i.V.m. dem Anhang zur EAV und Art. 22 (a) der Statuten ein Informationsbogen durch den ST zur Verfügung zu stellen. Der ST hat die Einleger darüber zu informieren, dass eine Auszahlung von Erstatt...
	(2) Der ST hat Einleger bzw. Anleger vor Vertragsabschluss darüber zu informieren, dass Verbindlichkeiten gegenüber dem ST bei der Berechnung der gedeckten Einlagen bzw. Anlegerforderungen berücksichtigt werden (Aufrechnung; Nettobetrachtung).

	8. Geheimhaltung und Datenschutz
	(5) Das EAS-S ist mit der Aufnahme des ST berechtigt, personenbezogene Daten von Organwaltern, Vertretern bzw. Mitarbeitenden des ST im Rahmen der Erfüllung seines gesetzlichen Auftrages nach Art. 6 Abs. 1 Bst c DSGVO sowie zur Erfüllung von vertragli...
	(1) Das EAS-S und von ihr beauftragte Dritte sowie ihre Organe und Mitarbeitenden unterstehen hinsichtlich sämtlicher Tatsachen, die ihnen zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrages vom ST anvertraut oder zugänglich gemacht worden sind, dem Bankgeheimni...
	(6) Das EAS-S ist berechtigt, unter Anwendung des aktuellen Stands der Technik, der notwendigen technischen und organisatorischen Sicherheitsmassnahmen und Sicherstellung der geltenden Sicherheits- und Qualitätsstandards personenbezogene und bankkunde...

	11. Mitteilungen zwischen dem Segmentteilnehmer und dem EAS-S
	(1) Mitteilungen an das EAS-S sind an folgende Adresse zu richten:
	(2) Mitteilungen an den ST sind an die im Teilnahmevertrag oder später in einer schriftlichen Mitteilung angegebene Adresse zu richten.
	(3) Der ST und das EAS-S akzeptieren Mitteilungen, rechtsgeschäftliche Erklärungen und Rechnungen in Form der elektronischen Kommunikation (bspw. per E-Mail). Der ST hat mindestens eine E-Mail-Adresse verbindlich bekannt zu geben.
	(4) Jede Partei ist für ihre elektronische Kommunikation selbst verantwortlich und trifft angemessene, dem aktuellen Stand der Technik und den regulatorisch vorgegebenen Sicherheitsstandards entsprechende Vorkehrungen für eine sichere und fehlerfreie ...
	(5) Die EAS ist berechtigt, für die elektronische Kommunikation zwischen EAS-S und ST, insbesondere zur elektronischen Übermittlung bank- oder betriebsgeheimnisrelevanter Daten, personenbezogener Daten oder sonstiger vertraulicher oder sensibler Infor...

	9. Vertragsänderung
	9.1 Generelle Vertragsänderungen
	Die Parteien nehmen zur Kenntnis, dass das Regelwerk und die Vertragsgrundlagen des Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssystem der EAS insgesamt aufgrund seiner Weiterentwicklung, der gesammelten Erfahrung, der Bedürfnisse des Marktes oder au...

	9.2 Änderung der AVBs
	Das EAS-S kann diese AVBs einseitig ändern. Die geänderten AVBs werden an den ST versandt und gleichzeitig auf der Homepage der EAS publiziert. Die Änderung gilt als vom ST genehmigt, wenn der ST nicht binnen 4 Wochen ab Publikation auf der EAS-Websei...


	10. Veröffentlichungen
	(1) Das EAS-S wird dafür sorgen, dass die jeweils geltenden Statuten und Vertragsbedingungen (Musterteilnahmevertrag, AVBs) und, bei Eintritt eines Sicherungs- bzw. Entschädigungsfalles, die für die Anmeldung eines Entschädigungsanspruchs notwendigen ...

	12. Anwendbares Recht und Gerichtsstand
	12.1 Anwendbares Recht
	Für den Teilnahmevertrag und diese AVBs gilt liechtensteinisches Recht.

	12.2 Gerichtsstand
	Für Klagen des ST gegen das EAS-S ist ausschliesslich das Fürstliche Landgericht in Vaduz zuständig. Das gilt auch für etwaige Klagen gegen andere Segmente oder das EAS-Kernvermögen, wobei auf die ausschliessliche Haftung des EAS-S gemäss Art. 6 der S...

	12.3 Schiedsverfahren für ST bei Einwänden nach Art. 18 Abs. 7 EAG bzw. Punkt 4.6(4)
	Bei Streitigkeiten zwischen einem oder mehreren STs und dem EAS-S aufgrund von Einwänden eines oder mehrerer ST gegen die vom EAS-S berechneten Beiträge, Sonderbeiträge und Sicherungsbeträge ist die Revisionsstelle der EAS zwecks Überprüfung der Berec...


	13. Sonstige Vertragsbestimmungen
	(1) Sollten einzelne oder mehrere Bestimmungen dieser AVBs unwirksam oder ungültig werden oder sollte die AVBs eine Lücke aufweisen, bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages dadurch unberührt. Die ungültigen oder unwirksamen Bes...


